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3.1  Die SMAD-Befehle zur „Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten“ 
in der SBZ und der DDR 

 Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs versuchten die alliierten Truppen, eine 

schnelle Ausbreitung von Infektionskrankheiten in den Besatzungszonen ein-

zudämmen.  55 Entsprechend trafen sie Maßnahmen, um Ansteckungen zu ver-

hindern. Vor allem die Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten hatte bei den 

Alliierten eine hohe Priorität, da sie fürchteten, dass die deutschen Verwaltun-

gen und Ärzte die immer bedrohlicher werdende Zahl an Infektionen nicht be-

herrschen würden. Die SMAD reagierte in der SBZ rasch und griff rigoros durch. 

So wurde zwischen 1945 und 1947 eine dichte Folge von SMAD-Befehlen erlas-

sen, welche die Aktivierung und Durchführung von einheitlichen Vorgehens-

weisen bei der Bekämpfung und Verhinderung von sexuell übertragbaren 

Krankheiten in der SBZ und der DDR regelte. Die SMAD-Befehle zur Bekämp-

fung und Eindämmung von Geschlechtskrankheiten waren Übersetzungen von 

Regelungen aus der sowjetischen Medizinalpraxis.  56 Vor allem der SMAD-Befehl 

Nr. 273, gültig bis 1961, bildete bis zu diesem Zeitpunkt die rechtliche Grund-

lage für Zwangseinweisungen in die geschlossenen Venerologischen Stationen. 

55 Brinkschulte: Bordellbaracken für die Besatzungstruppen (Anm. 36), S. 253.

56 Krumbiegel: Polikliniken in der SBZ, DDR (Anm. 45), S. 168.
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 In der SBZ wurde das nach wie vor gültige „Gesetz zur Bekämpfung der Ge-

schlechtskrankheiten“ vom 18. Februar 1927 als unzureichend betrachtet, um 

einen wirkungsvollen Beitrag zur Bekämpfung und Eindämmung von Ge-

schlechtskrankheiten zu leisten.  57 Daher wurde bereits in den ersten Monaten 

der sowjetischen Besatzungszeit mit dem SMAD-Befehl Nr. 25 „Über die Maß-

nahmen zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in der sowjetischen 

Besatzungszone Deutschlands“  58 vom 7. August 1945 eine Anordnung zur Vor-

beugung, medizinischen Versorgung sowie zur Zwangsbehandlung getroffen. 

Mit dem Befehl wurden unter anderem die Einrichtung eines dichten Netzes 

von medizinischen Anstalten sowie die Ausbildung von Venerologen gere-

gelt.  59 Darüber hinaus bot der SMAD-Befehl Nr. 25 Mittel, um Zwangshospi-

talisierungen durchzusetzen und einen energischen Kampf gegen die Prosti-

tution zu führen.  60 Im § 3 hieß es, dass „so viele Betten in Spezialkliniken und 

Krankenabteilungen bereitzustellen“ seien, dass „alle Fälle ansteckendender 

Formen von Geschlechtskrankheiten einer Hospitalisierung“ zugeführt wer-

den können, „wobei alle ansteckenden Stadien der Syphilis zwangsweiser 

Hospitalisierung“ unterlagen. Der § 5 sah die „Unterbindung der legalen und 

illegalen Prostitution“ vor. „Geschlechtskranke Prostituierte [erfuhren] 

Zwangsbehandlung.“ Auf diese Weise ermöglichte der Befehl vor allem die 

Sanktionierung der Prostitution in der SBZ. Schließlich war im § 7 die „obli-

gatorische Registrierung von Geschlechtskranken in amtlichen Behandlungs-

stellen und Privatpraxen“ vorgesehen.  61 

 Aufgrund der mangelhaften Durchführung des SMAD-Befehls Nr. 25 in der 

gesamten SBZ wurde in rascher Folge ein weiterer Befehl von der SMAD erlas-

sen. Dieser SMAD-Befehl Nr. 30 trat am 12. Februar 1946 in Kraft und wurde 

im Juli 1946 durch ausführende Bestimmungen der „Deutschen Zentralver-

waltung für das Gesundheitswesen“ (DZVG) ergänzt.  62 Darin war die Einrich-

tung von Ambulatorien vorgesehen, in denen die Beratungen und Behandlun-

gen von Geschlechtskrankheiten ebenso durchgeführt werden sollten wie in 

allen Krankenhäusern und Privatpraxen. Gleichzeitig wurde befohlen, ein 

Netz von Beratungsstellen bzw. Fürsorgestellen für Geschlechtskranke zur 

prophylaktischen Behandlung und Untersuchung einzurichten. Zugleich ver-

fügte die DZVG, dass die Beratungs- und Behandlungsstellen für Geschlechts-

kranke (Ambulatorien) durch Mittel der DZVG bzw. der Provinzialverwaltun-

57 Elste G (1967) Die SMAD-Befehle 25, 030 und 273 – ihre Bedeutung für die Verhütung und Bekämpfung der 

Geschlechtskrankheiten während des Aufbaus des antifaschistisch-demokratischen Gesundheitswesens von 

1945 bis zur Gründung der Deutschen Demokratischen Republik. In: Ministerrat der Deutschen Demokratischen 

Republik, Ministerium für Gesundheitswesen (Hrsg.) Die Bedeutung der Befehle der SMAD für den Aufbau 

des sozialistischen Gesundheitswesens der Deutschen Demokratischen Republik. 61–71. Ministerrat der DDR, 

Ministerium für Gesundheitswesen Berlin.

58 Elste: Die SMAD-Befehle 25, 030 und 273 – ihre Bedeutung (Anm. 57), S. 62.

59 Krumbiegel: Polikliniken in der SBZ, DDR (Anm. 45), S. 168.

60 Korzilius: „Asoziale“ und „Parasiten“ im Recht der SBZ, DDR (Anm. 43), S. 88.

61 Elste: Die SMAD-Befehle 25, 030 und 273 – ihre Bedeutung (Anm. 57), S. 62f.

62 Krumbiegel: Polikliniken in der SBZ, DDR (Anm. 45), S. 169.
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gen finanziert wurden. Diese finanzielle Absicherung der Ambulatorien soll-

te die kostenlose Inanspruchnahme vor allem der prophylaktischen Angebote 

durch die Bevölkerung dauerhaft sichern.  63 

Abb. 2  „Die Ambulatorien“; Aufgaben der Ambulatorien für Geschlechtskrankheiten 

(Plakat um 1948) 

63 Krumbiegel: Polikliniken in der SBZ, DDR (Anm. 45), S. 171.
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 Darüber hinaus wurde im § 7 des SMAD-Befehls Nr. 30 geregelt, dass bis zum 

1. März 1946 in jedem Bezirk und in der Stadt Berlin „Fürsorgeheime mit poli-

zeilichem Schutz für die zwangsmässige Behandlung“ eingerichtet werden. 

Diese Fürsorgeheime dienten der obligatorischen Behandlung „derjenigen 

Personen, die sich der Behandlung der Syphilis und Tripper entziehen, der-

jenigen kranken Frauen, die sich mit Prostitution befassen und derjenigen 

Frauen, die Militärangehörige angesteckt haben“. Die zwangsmäßig Behan-

delten sollten nach ihrer Entlassung eine Geldstrafe von 200 Reichsmark zah-

len oder innerhalb eines Monats zur Zwangsarbeit herangezogen werden. Die 

Funktion der Fürsorgeheime wurde im § 8 festgeschrieben: „In den Fürsorge-

heimen sollen die eingelieferten Personen handwerklich beschäftigt werden, 

nach ihrer Entlassung sollen die angefertigten Objekte zurückgelassen werden 

und die weitere Führung der geheilten Frauen überwacht werden.“ Schließ-

lich wurde im § 10 festgelegt, dass in „den Kliniken für Haut- und Geschlechts-

krankheiten der Städte Berlin, Halle, Leipzig, Dresden, Rostock und Greifs-

wald (…) die Anlernung von Ärzten für Geschlechtskrankheiten aus der Zahl 

der allgemeinen Ärzte in 6-wöchigen Kursen von 20 Personen in jeder Klinik 

vorzunehmen“ ist.  64  

 Die SMAD-Befehle Nr. 25 und 30 standen im Wesentlichen für den flächen-

deckenden Aufbau von Einrichtungen zur Vorbeugung und Behandlung von 

Geschlechtskrankheiten, der Einführung von Landes-, Bezirks- und Kreisve-

nerologen, der Bildung von Sonderabteilungen an Gesundheitsämtern, den 

Aufbau eines Meldesystems und Berichtswesens für Geschlechtskrankheiten 

sowie die Durchführung von Reihenuntersuchungen unter anderem bei Be-

schäftigten in der Lebensmittelindustrie. Es wurden die rechtlichen Rahmen-

bedingungen für die Isolierung von Patienten mit infektiösen Formen von 

Geschlechtskrankheiten, die Pflicht des Erkrankten, sich behandeln zu lassen 

und die Festlegung vielfältiger Bestrafungsvorschriften geregelt. Zudem soll-

te die Prostitution eingedämmt, breit angelegte Aufklärungsmaßnahmen für 

die Bevölkerung der SBZ ausgearbeitet sowie Venerologen ausgebildet werden. 

In der Summe fallen vier Aspekte besonders auf, die mit den SMAD-Befehlen 

Nr. 25 und 30 verfolgt werden sollten: 1. Die Einführung der namentlichen 

Meldepflicht für Geschlechtskranke. 2. Die Ausbildung von Hilfsvenerologen. 

3. Die Zwangshospitalisierung aller ansteckenden Formen der Syphilis. 4. Die 

Beratung, Aufklärung und gesundheitliche Erziehung der Bevölkerung. 

 Nachdem mit diesen SMAD-Befehlen das grundlegende Vorgehen bei der Be-

kämpfung von Geschlechtskrankheiten implementiert war, folgte der SMAD-

Befehl Nr. 273 „Verordnung zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten unter 

der deutschen Bevölkerung in der sowjetischen Besatzungszone Deutsch-

64 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Befehl des Obersten Chefs der Sowjetischen Militäradminis-

tration des Oberkommandierenden der Gruppe der sowjetischen Besatzungsarmee, Marschall Schukow, in 

Deutschland 12. Februar 1946, Nr. 030, Bl. 6.
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lands“  65 vom 11. Dezember 1947. Der SMAD-Befehl Nr. 273, der bis 1961 die Ein-

weisungen in die geschlossenen Venerologischen Stationen regelte, nimmt in 

zweifacher Weise eine besondere Stellung bei der Bekämpfung von Ge-

schlechtskrankheiten ein. Zum einen wurden mit ihm die deutschen Bestim-

mungen des „Gesetzes zur Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten“ vom 

18. Februar 1927 aufgehoben.  66 Zum anderen wurden mit dem Befehl einzelne 

Straftatbestände und die darauf folgenden Strafen sowie Rechte und Pflichten 

für Ärzte und Gesundheitsämter definiert. So heißt es unter anderem im § 23: 

Gehört jemand „zu den Personen, die häufig wechselnden Geschlechtsverkehr 

unterhalten, so kann das Gericht neben der Strafe seine Unterbringung in 

einem Arbeitshaus anordnen“.  67 

 Den Ärzten wurden unter anderem folgende Pflichten auferlegt: Aufklärungs- 

und Belehrungspflicht gegenüber seinen Patienten (§ 8), Anzeigepflicht von 

Geschlechtskrankheiten (§ 9) oder Befragungspflicht gegenüber einer krank-

heitsverdächtigen Person (§ 11). Sollten die Ärzte diesen Pflichten nicht nach-

kommen, drohten ihnen Geldstrafen bis zu 3.000 Reichsmark bzw. Gefängnis 

bis zu einem Jahr, wie es im § 16 heißt.  68 Die Gesundheitsämter wiederum 

erhielten weitreichende Rechte aber auch Pflichten: Erteilung von Berufsver-

boten für Geschlechtskranke (§ 17), Anordnung periodischer Untersuchungen 

für Geschlechtskranke oder Personen mit häufig wechselnden Geschlechts-

partnern (§ 18) oder die sofortige Unterbringung in einem geschlossenen Kran-

kenhaus (§ 14),  69 „wenn a) er die Anordnungen des Arztes nicht befolgt oder 

sich der Behandlung entzieht, b) er entgegen dem Verbot des § 2 Absatz 1c 

[Enthaltung von Geschlechtsverkehr] geschlechtlich verkehrt, c) auf Grund 

seiner Lebensweise anzunehmen ist, daß er die Geschlechtskrankheit weiter-

verbreitet, d) er trotz entsprechender Anordnung des Arztes kein Krankenhaus 

aufsucht oder das Krankenhaus vorzeitig verläßt“.  70 

 Mit den geschlossenen Krankenhäusern waren die geschlossenen Venerologi-

schen Stationen, Abteilungen und Krankenstationen gemeint. Diese Einrich-

tungen wurden, parallel zu den Fürsorgeheim für Geschlechtskranke, seit in 

Kraft treten der SMAD-Befehle Nr. 30 und 273 in der SBZ eingerichtet. Mit den 

SMAD-Befehlen wurde die rechtliche Grundlage für den Umgang mit Ge-

schlechtskranken gelegt, die bis in die 1960er Jahre der DDR hineinreichte. 

Die Befehle begründeten in der SBZ eine langanhaltende Tradition im Umgang 

65 Befehl Nr. 273 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militär-Administration in Deutschland über die Bekämp-

fung der Geschlechtskrankheiten unter der deutschen Bevölkerung in der sowjetischen Besatzungszone 

Deutschlands vom 11. Dezember 1947. In: Deutsche Zentralverwaltung für das Gesundheitswesen (Hrsg.) Die 

gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in der sowjetischen Besatzungszone 

Deutschlands. 13–22. Taschenbuch Verlag Berlin 1948.

66 Befehl Nr. 273 (Anm. 65), S. 13.

67 Befehl Nr. 273 (Anm. 65), S. 20.

68 Befehl Nr. 273 (Anm. 65), S. 16f.

69 Befehl Nr. 273 (Anm. 65), S. 18f.

70 Befehl Nr. 273 (Anm. 65), S. 18.
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mit Geschlechtskranken, Krankheitsverdächtigen und sogenannten HwG-

Personen – unter anderem die Tendenz, Personen, die unter dem Verdacht 

standen geschlechtskrank zu sein, sofort zwangsweise zu hospitalisieren. Auf 

solche Traditionen wird sich in der DDR immer wieder bezogen. Sie begründen 

unter anderem die rechtswidrigen Einweisungen in den 1960er und 1970er 

Jahren in die geschlossene Venerologische Station in Leipzig-Thonberg. 

3.2  Die Umsetzung der SMAD-Befehle am Beispiel 
geschlossener Fürsorgeheime für Geschlechtskranke 

 Die konkrete Umsetzung der drei SMAD-Befehle Nr. 25, 30 und 273 in der SBZ/

DDR lässt sich an verschiedenen Beispielen gut nachvollziehen – etwa hin-

sichtlich der Bekämpfung der Prostitution.  71 Ein wichtiges Wirkungsfeld war 

die Einrichtung von geschlossenen Fürsorgeheimen für Prostituierte und Ge-

schlechtskranke. Solche Häuser existierten in der gesamten SBZ/DDR, so zum 

Beispiel in Brandenburg,  72 in Gräfentonna oder in Leipzig-Thonberg.  73 Die 

Fürsorgeheime für Geschlechtskranke wiesen nicht nur untereinander Ähn-

lichkeiten auf, sondern waren an vielen Stellen eine Art Nukleus der in den 

1950er und 1960er Jahren entstehenden geschlossenen Venerologischen Sta-

tionen. Dabei stand vor allem die Funktion der Fürsorgeheime paradigmatisch 

für die geschlossenen Venerologischen Stationen. 

 Für die konkrete Ausführung der einzelnen SMAD-Befehle wurden von den 

Landesverwaltungen Rundverfügungen erstellt. Laut zweier Rundverfügun-

gen der Landesverwaltung Sachsen sollten im Frühjahr 1946 zur Durchführung 

des SMAD-Befehls Nr. 30 in den Städten Bautzen, Chemnitz, Dresden, Görlitz, 

Leipzig und Zwickau Fürsorgeheime eingerichtet werden.  74 Die Einrichtung 

in Zwickau sollte in der Gefängnisanstalt Schloss Osterstein untergebracht 

werden.  75 Schloss Osterstein, das 1292 erstmals urkundlich erwähnt wurde, 

war bereits 1775 in eine „Correktions- und Arbeitsanstalt“ für insgesamt 

200 weibliche und männliche Häftlinge umgebaut worden.  76 Zwischen März 

1933 bis Februar 1934 war im Schloss Osterstein ein Konzentrationslager mit 

71 Falck U (1998) VEB Bordell. Geschichte der Prostitution in der DDR. Ch. Links Verlag Berlin.

72 Pohl: Justiz in Brandenburg 1945–1955 (Anm. 45); Krumbiegel: Polikliniken in der SBZ, DDR (Anm. 45).

73 Korzilius: „Asoziale“ und „Parasiten“ im Recht der SBZ, DDR (Anm. 43), S. 99.

74 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Rundverfügung 57. Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Geschlechtskrankheiten. Landesverwaltung Sachsen – Gesundheitsweisen. Dresden, den 25. Februar 1946. 

Bl. 18v; StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Rundverfügung 64. Anordnung zur Bekämpfung der 

Geschlechtskrankheiten im Bundesland Sachsen der Landesverwaltung Sachsen. Landesverwaltung Sachsen – 

Gesundheitsweisen. Dresden, den 4. März 1946. Bl. 20r.

75 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Stadtgesundheitsamt vom 16. 3. 1946. Rundverfügung der 

Landesverwaltung Sachsen Nr. 64. Abs. 5, Fürsorgeheim für Prostituierte.

76 Baganz C (2005) Zwickau (Schloss Osterstein). In: Benz W, Distel B (Hrsg.) DER ORT DES TERRORS. Geschichte 

der nationalsozialistischen Konzentrationslager. Bd. 2, Frühe Lager, Dachau, Emslandlager. 227–230. Beck 

München.
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insgesamt 750 Häftlingen eingerichtet, anschließend diente das Schloss bis 

1963 als Gefängnis.  77 Nun sollte im linken Flügel des Gebäudes ein Fürsorge-

heim für Geschlechtskranke eingerichtet werden. Hierzu wurde im Frühjahr 

1946 mit dem Leiter vereinbart, dass vorerst 30 Betten aufgestellt werden konn-

ten. Die Überwachung der Eingewiesenen sollte durch Angestellte bzw. Beam-

te der Gefängnisanstalt Zwickau erfolgen. Für die medizinische Betreuung 

war ein Facharzt für „Frauenkrankheiten“ vorgesehen.  78 Bereits Anfang April 

1946 wurde verbindlich erklärt, dass geschlechtskranke Personen ab sofort von 

den Gesundheitsämtern in das Zwickauer Fürsorgeheim eingewiesen werden 

konnten.  79 Nach Interventionen durch Kommissionen der SMAD, die im Mai 

1946 durch das Bundesland Sachsen reisten und die Einrichtungen prüften, 

wurde die Bettenzahl im Fürsorgeheim von 30 auf 300 erhöht. Nun konnte das 

Fürsorgeheim mit 250 weiblichen und 50 männlichen Personen belegt wer-

den.  80 Wie aus monatsweise geführten Beleglisten hervorgeht, die ab Oktober 

1946 geführt werden mussten, waren seitdem durchschnittlich 130 bis 150 der 

300 Betten belegt.  81 

 Im November 1946 wurde eine „Hausordnung für das Fürsorgeheim“  82 be-

schlossen, in welcher ihre Struktur und Funktion bestimmt wurde: Einrich-

tung des Fürsorgeheims auf Grundlage des SMAD-Befehls Nr. 30 (§ 1), 250 Bet-

ten für Frauen und 50 Betten für Männer (§ 2), die Trennung in eine Frauen- 

und Männerabteilung mit je einer Lues- und einer Gonorrhoeabteilung (§ 7). 

Die Funktion des Fürsorgeheims stand in § 3: „Das Fürsorgeheim ist 1. Be-

handlungsstätte, 2. Isolierstätte, 3. Straf- und Arbeitsanstalt und 4. Umerzie-

hungsheim.“ Darüber hinaus wurde der Tagesablauf in § 10 geregelt: „Im Für-

sorgeheim wird eine 8-stündige Arbeitszeit durchgeführt. Die Fürsorge-In-

sassen arbeiten in der Zeit von 8 Uhr morgens bis 6 Uhr abends mit einer zwei-

stündigen Mittagspause. (…) Tragen von Schmuck ist nicht gestattet. Geld und 

Schmuckgegenstände sind bei der Aufnahme von dem Polizeiorgan des Für-

sorgeheims abzunehmen.“ Der § 12 installierte Aufseherinnen aus den Reihen 

der Zwangseingewiesenen: „In den Sälen wird durch die Heimleiterin nach 

Rücksprache mit dem ärztlichen Leiter je eine Aufsichtsperson aus den Reihen 

der Fürsorgeheim-Insassen bestimmt.“ Die Aufgaben dieser Aufsichtsperson 

waren im § 13 niedergelegt: „In den Arbeitssälen sind Privatgespräche während 

der Arbeitszeit untersagt. Hier hat Ordnung, Ruhe und Disziplin zu herrschen. 

77 Baganz: Zwickau (Schloss Osterstein) (Anm. 76), S. 228.

78 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Stadtgesundheitsamt vom 16. 3. 1946.

79 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Stadtgesundheitsamt 6. 4. 46, An das Stadtgesundheitsamt 

Plauen, Einweisung in das Fürsorgeheim Zwickau. Bl. 12.

80 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Rat der Stadt Zwickau Sachsen – Gesundheitsamt. Zwickau, 

den 17. Juni 1946. Bl. 18.

81 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Rat der Stadt Zwickau (Sachsen). An das Gesundheitsamt 

Zwickau. Betr.: Monatsbericht an die Landesverwaltung. Zwickau, den 26. Oktober 1946. Bl. 31, Bl. 36f.

82 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Hausordnung für das Fürsorgeheim. Zwickau, den 9. November 

1946.
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Verantwortlich hierfür ist die Heimleitung und die Aufsichtsperson.“ Auch 

Sanktionen bzw. einzelne Strafen wurden unter anderem in den §§ 14 und 15 

der Hausordnung aufgeführt: „Solange die erforderliche Disziplin und Ord-

nung im Fürsorgeheim nicht vorhanden ist, ist jede Paketannahme verboten.“ 

Die Erziehung der Zwangseingewiesenen sollte nicht nur über die tägliche 

Arbeit oder durch das straffe Zeitregiment, sondern über pädagogische Unter-

weisungen gewährleistet werden, wie aus dem § 18 hervorgeht: „Um der Auf-

gabe der Umerziehung der Fürsorgeheim-Insassen gerecht zu werden, hat die 

Heimleitung zusammen mit dem ärztlichen Leiter dafür zu sorgen, dass ge-

nügend Kräfte aus den Frauenausschüssen, aus der Lehrerschaft und aus dem 

Personal der Fürsorgerinnen herangezogen werden, die eine Schulung unter 

den Fürsorgeheim-Insassen durchführen.“  83 

83 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Hausordnung für das Fürsorgeheim (Anm. 82), Bl. 33–35.
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Abb. 3  „Hausordnung für das Fürsorgeheim“ 
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Fortsetzung von Abb. 3  „Hausordnung für das Fürsorgeheim“ 
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Fortsetzung von Abb. 3  „Hausordnung für das Fürsorgeheim“ 
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 Dieser Mikrokosmos aus Ordnung, Disziplin und Erziehung wurde ständig 

überwacht. So ließ unter anderem die verantwortliche Gefängniswachtmeis-

terin Frau Wadischat das medizinisch-pflegerische Personal und die Zwangs-

eingewiesenen regelmäßig bespitzeln.  84 Dafür bestimmte sie aus der Gruppe 

der Patienten „sog. Kalfaktorinnen“.  85 Gleichzeitig herrschte im Fürsorgeheim 

Zwickau Mangel an fast allem. Es fehlte an Bettwäsche, Decken, Nahrungs- 

sowie an Genussmitteln.  86 Die Pflegerinnen stahlen Brot von den Zwangsein-

gewiesenen, und diese wiederum nahmen sich untereinander die geringen 

Brotrationen weg. Zigaretten wurden für 6 Reichsmark pro Stück gehandelt.  87 

Besonders gravierend wirkte sich der Mangel an Bettwäsche und Decken im 

Winter 1946/47 aus. Die Patienten mussten in Räumen schlafen, „in denen 

nachts eine Temperatur von minus 8 Grad herrschte.“  88 

 Bereits im Februar 1946 zeichnete sich das Ende des Fürsorgeheims in Zwickau 

ab, denn die dortigen Verhältnisse waren aus Sicht des Amtsarztes vor allem 

bei den Männern untragbar: „In einem engen, niedrigen Raum sind hier die 

Go.- und Lueskranken zusammen eingepfercht. Die Gefahr der gegenseitigen 

Ansteckung ist hier eine besonders große. Die Verhältnisse in der männlichen 

Abteilung des Fürsorgeheimes sind für jedes menschliche Gefühl unhaltbar.“  89 

Mit der beschriebenen Situation in der Männerabteilung lag ein klarer Verstoß 

gegen den SMAD-Befehl Nr. 30 und die entsprechenden Rundverfügungen vor, 

in denen explizit eine Trennung der Zwangseingewiesenen nach Geschlecht 

und Krankheit gefordert war. Da sich die Leitung des Zuchthauses weigerte, 

weitere Räume für die getrennte Unterbringung der männlichen Patienten 

zur Verfügung zu stellen, wurde das Fürsorgeheim im Juni 1947 aufgelöst bzw. 

nach Crimmitschau verlegt.  90 

 Die nur knapp einjährige Geschichte des Fürsorgeheims in Zwickau steht den-

noch symptomatisch für andere Fürsorgeheime, aus denen in den 1950er Jah-

ren geschlossene Venerologische Stationen wurden. So glichen die Zwickauer 

Bedingungen denen in Leipzig-Thonberg. Auch dort war die Unterbringung 

im Winter 1946/47 mangelhaft, es gab kaum Decken, und die Räume hatten 

teilweise eine Höchsttemperatur von 6 Grad Celsius.  91 Dennoch wurde Leipzig-

Thonberg nicht geschlossen, sondern bis 1952 betrieben. Gerade dieser Aspekt 

zeigt, dass das Fürsorgeheim in Zwickau nicht aufgrund einer allgemein un-

84 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Protokoll über eine Dienstbesprechung im Fürsorgeheim am 

11.1.1947. Zwickau, den 17. Januar 1947. Bl. 40v.

85 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Protokoll über eine Dienstbesprechung (Anm. 84), Bl. 40r.

86 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Der Leiter der Vollzugsanstalten Zwickau. Zwickau, den 7. Sep-

tember 1946. Bl. 26.

87 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Protokoll über eine Dienstbesprechung (Anm. 84), Bl. 40r.

88 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: An den Rat der Stadt. Zwickau, den 24. Februar 1947. Bl. 44v.

89 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: An den Rat der Stadt (Anm. 88). Bl. 44v.

90 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: An den Rat der Stadt Zwickau. Betr.: Auflösung des Fürsorge-

heims. Zwickau, den 19. Juni 1947. Bl. 55.

91 Korzilius: „Asoziale“ und „Parasiten“ im Recht der SBZ, DDR (Anm. 43), S. 98.
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zureichenden Ausstattung aufgelöst wurde, sondern weil die männlichen Ge-

schlechtskranken nicht nach Art der Infektion getrennt werden konnten. Der 

Raummangel, der einen Verstoß gegen die SMAD-Befehle Nr. 25 und 30 dar-

stellte, führte letztlich zur Schließung des Fürsorgeheims am Standort Zwi-

ckau. Die Kontrollkommissionen der SMAD setzten ihre Befehle gegenüber 

den Institutionen aber auch gegenüber den Zwangseingewiesenen dort rigoros 

durch. Abweichungen wurden sanktioniert und normiert. 

 Darüber hinaus findet sich in den Fürsorgeheimen eine Art institutioneller 

Ursprung der geschlossenen Venerologischen Stationen. So geht unter ande-

rem aus dem Fürsorgeheim für Geschlechtskranke Leipzig-Thonberg im Jahr 

1952 die geschlossene Venerologische Station Leipzig-Thonberg hervor.  92 Aber 

auch die Funktionsbestimmung der Heime – Behandlungsstätte, Isolierstätte, 

Straf- und Arbeitsanstalt und Umerziehungsheim – nehmen die Funktion der 

geschlossenen Venerologischen Stationen vorweg. Auch in der geschlossenen 

Venerologischen Station in Halle (Saale) wurden die Zwangseingewiesenen 

behandelt, isoliert, erzogen und zur „Arbeitstherapie“ verpflichtet. Es ging 

bei beiden Institutionen um die Behandlung von geschlechtskranken Perso-

nen sowie deren Isolierung und Erziehung, die wiederum vergleichbar ist. 

Denn sowohl in Fürsorgeheimen als auch in geschlossenen Venerologischen 

Stationen verlief die Erziehung über die Ausübung der täglichen Arbeit. Diese 

war zeitlich genau getaktet und strukturierte den Tagesablauf der Zwangsein-

gewiesenen und des medizinisch-pflegerischen Personals. Des Weiteren ist 

die Instanz der Kalfaktorin im Fürsorgeheim Zwickau wegweisend. Auch in 

den geschlossenen Venerologischen Stationen werden Stubenälteste eine ähn-

liche Funktion haben wie die Kalfaktorinnen im Fürsorgeheim, sodass sich 

die damit verbundene Überwachung und Denunziation später in ähnlicher 

Form wiederfindet.  

3.3  Die Umsetzung der SMAD-Befehle und die medizinische 
 Versorgung von Geschlechtskranken in der SBZ und der DDR 

 Nach dem SMAD-Befehl Nr. 30 waren die Pflichtkurse zur Aus- und Weiter-

bildung ein fester Bestandteil der Maßnahmen zur Bekämpfung von Ge-

schlechtskrankheiten. In § 10 war festgelegt, dass in den Kliniken für Haut- 

und Geschlechtskrankheiten der Städte Berlin, Dresden, Greifswald, Halle 

(Saale), Leipzig und Rostock eine Anlernung von Ärzten für Geschlechtskrank-

heiten aus der Zahl der allgemeinen Ärzte in sechswöchigen Kursen vorzu-

nehmen sei.  93 Ziel dieser Kurse war es, genaue Kenntnisse über die Erkennung 

von Geschlechtskrankheiten zu vermitteln und die Ärzte in die Lage zu ver-

setzen, in eigener Verantwortlichkeit Geschlechtskrankheiten zu behandeln. 

92 Korzilius: „Asoziale“ und „Parasiten“ im Recht der SBZ, DDR (Anm. 43), S. 99.

93 StAZ: R3/1032. Fürsorgeheim Schloß Osterstein: Befehl des Obersten Chefs (Anm. 64), Bl. 6.
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Die Inhalte, die während der Pflichtkurse vermittelt wurden, lassen sich aus 

dem „Bericht über den 6. Pflichtkursus zur Bekämpfung der Geschlechtskrank-

heiten in der Universitäts-Hautklinik zu Leipzig (vom 28. X. bis 7. XII. 1946)“ 

ableiten.  94 Die Analyse dieses Berichts zeigt nicht nur den seinerzeit aktuellen 

Stand des medizinischen Wissens und verdeutlicht damit die therapeutische 

Praxis. Vielmehr werden die medizinischen Grundlagen deutlich, die bis weit 

in die 1960er Jahre die Praxis prägten. Dies trifft vor allem auf die sogenannten 

Fieberspritzen zu, die als Provokationsmaßnahme bis in die 1960er Jahre in 

den geschlossenen Venerologischen Stationen Anwendung fanden. Aber auch 

die sogenannten Fiebertherapien waren ein Mittel, um noch 20 Jahre später 

Gonorrhoe zu behandeln. 

 Der hier vorgestellte Bericht über einen Pflichtkurs gibt Einblicke in die vene-

rologische Theorie und Praxis an der Hautklinik der Universität Leipzig. Dort 

wurden die Pflichtkurse durchgeführt, und dort war seit 1947 auch Wolfgang 

Johannes Gertler (1904–1982) tätig. Gertler hatte nach seinem Abitur 1924 in 

Chemnitz zunächst in Freiburg Philosophie und Musikwissenschaft studiert.  95 

Nach dem Studienabschluss wurde er 1929 mit einer Dissertation über die frü-

hen Klavierwerke Robert Schumanns zum Doktor der Philosophie promo-

viert.  96 Anschließend ging Gertler nach Berlin, um ein Studium der Human-

medizin aufzunehmen. 1936 wurde Gertler mit der Arbeit  Über   die   Wirkung   der  

 stereoisomeren   Modifikationen   des   Tripeptids   Leucylglycyl-glycin   auf   die   Spaltung   der  

 Pankreas-   und   Leberesterase   97 zum Doktor der Medizin promoviert. Es folgten 1937 

die dermatologische Fachausbildung in Berlin sowie die Fortsetzung der Fach-

arztausbildung bei Heinrich Gottron (1890–1974) in Breslau. 1945 floh Gertler 

aus Breslau und übernahm eine Facharztpraxis in Jena. 1947 habilitierte er 

sich für Dermatologie an der Universität Jena mit der unveröffentlichten Arbeit 

 Experimentelle   Untersuchungen   über   den   Sulfonamidgehalt   in   Körperflüssigkeiten   bei   Go-

norrhoebehandlung . 1947 wechselte Gertler an die Hautklinik der Universität Leip-

zig, die von Karl Linser (1895–1979) geleitet wurde. Dort wurde er zum Oberarzt 

und stellvertretenden Klinikleiter ernannt. 1950 erhielt er eine Professur und 

wurde 1951 Direktor der Hautklinik. 1962 trat er die Nachfolge von Linser an 

und wurde auf das Ordinariat für Dermatologie an der Charité berufen.  98 

94 Von Begg-Albensberg H-H (1946) Bericht über den 6. Pflichtkursus zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 

in der Universitäts-Hautklinik zu Leipzig (vom 28. X. bis 7. XII. 1946). Markkleeberg, S. II. 

95 Schreier J (1985) Die Entwicklung der Dermato-Venerologie an der Medizinischen Fakultät der Universität 

Leipzig vom Anfang des 19. Jahrhunderts bis zum Beginn der sozialistischen Umgestaltung an der Universität 

1951. Med. Diss., Leipzig, S. 50.

96 Gertler W (1929) Robert Schumann in seinen frühen Klavierwerken. Phil. Diss., Freiburg im Breisgau.

97 Gertler W (1936) Über die Wirkung der stereoisomeren Modifikationen des Tripeptids Leucylglycyl-glycin auf die 

Spaltung der Pankreas- und Leberesterase. Med. Diss., Berlin.

98 Schreier: Die Entwicklung der Dermato-Venerologie (Anm. 95).
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Abb. 4  Porträt von Wolfgang Gertler (1904–1982) 

 Der Pflichtkurs an der Hautklinik der Universität Leipzig gestaltete sich wie 

folgt: Sämtliche Kursteilnehmer mussten gruppenweise und im achttägigen 

Wechsel folgende Stationen und Abteilungen durchlaufen: 1. Männerstation 

A, 2. Männerstation B, 3. Frauenstation, 4. Poliklinik für Männer, 5. Poliklinik 

für Frauen, 6. Laboratorien oder wahlweise erneut eine der bereits genannten 

Stationen. Zusätzlich wurden Vorlesungen und Praktika besucht, um die Ge-

legenheit zu praktischer und poliklinischer Tätigkeit zu erhalten.  99 In dem 

Pflichtkurs wurden die Ärzte über die verschiedenen Arten der Geschlechts-

krankheiten, ihre Formen, ihre jeweiligen Erscheinungsbilder und die Diag-

nosen informiert – beispielsweise Gonorrhoe, Gonorrhoe posterior bei männ-

lichen und weiblichen Patienten sowie bei Kindern.  100 Des Weiteren wurden 

Therapieformen im Allgemeinen und in jeweils spezifischer Form vorgestellt – 

etwa die Therapie der Gonorrhoe mit 1. Sulfonamiden, 2. Fiebertherapie und 

3. Penicillin bei männlichen und weiblichen Patienten sowie bei der kindli-

chen Gonorrhoe.  101 Schließlich wurde auf die Nebenwirkungen der einzelnen 

Therapien, die Frühzeichen und deren Vorbeugung hingewiesen – zum Beispiel 

Salvarsanschäden der Nieren.  102 Darüber hinaus wurden Fragen des labortech-

nischen Nachweises von Geschlechtskrankheiten geklärt – etwa zum Nachweis 

der Ducreyschen Bazillen bei einem Ulcus molle (weicher Schanker).  103 

99 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. III

100 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. IV–VI.

101 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. VI–VIII.

102 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. XVIII–XXII.

103 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. XXIV.



29

3.3 Die Umsetzung der SMAD-Befehle und die medizinische Versorgung von 

Geschlechtskranken in der SBZ und der DDR

 In dem Bericht findet sich auch eine Beschreibung, wie die Untersuchung ve-

nerisch erkrankter Personen stattfinden sollte: „Alle Personen, die auf Ge-

schlechtskrankheiten untersucht werden sollen, haben sich vor Beginn der 

ärztlichen Untersuchung  völlig    zu entkleiden!“ Hierzu waren Umkleidekabi-

nen oder Vorhänge zur Abtrennung von einzelnen Räumen nötig. „Die Unter-

suchung (…) beginnt mit der Inspektion und allgemeinen Untersuchung  aller  

  Körperregionen.“ Hierfür wäre es zweckmäßig, einem Schema zu folgen: 

1. Kopf, Gesicht, Mundhöhle, Rachen, 2. Hals, 3. obere Extremitäten, 

4. Stamm, 5. untere Extremitäten, 6. Analgegend und 7. Genitalstatus. „Nach 

dieser generellen Untersuchung muss die Erhebung des genauen Genitalstatus 

in sachkundiger und umfassender Weise angeschlossen werden.“  104 

 Bei der Behandlung der Gonorrhoe wurden drei Varianten angegeben: Bei der 

Therapie mit Sulfonamiden sollte ein Stoß von 70 Gramm in fünf Tagen ver-

abreicht werden. Als Nebenwirkung könnten schwere Nierenschäden auftre-

ten. Der Heilungserfolg betrug 50% und konnte durch eine Kombination mit 

Fiebertherapie auf 70% erhöht werden. Bei der Fiebertherapie provozierte man 

gleichmäßige Fieberzacken. Dazu wurden wahlweise Olobinthin (40% Terpen-

tinöl) oder Turointol (40–60% Terpentinöl) intramuskulär injiziert. Möglich 

war auch die intramuskuläre Injektion von Milch. Die Gabe von Milch verur-

sache zwar Abszesse, die aber an sich nicht schädlich seien. Als dritte Therapie 

wurde die Penicillin-Behandlung vorgestellt. Dafür benötigte man 100.000 bis 

200.000 Oxford-Einheiten. Alle zwei Stunden wurden 20.000 Oxford-Einheiten 

intravenös verabreicht, was nach 20 Stunden die notwendige Dosis von 

200.000 Oxford-Einheiten ergab.  105 

 Explizit empfiehlt der Bericht die Anwendung von Penicillin bei der Therapie 

von Geschlechtskrankheiten: „Das Penicillin brachte in der Behandlung der 

Gonorrhoe einen bedeutsamen therapeutischen Fortschritt. Die Krankheit hat 

ihren Schrecken für die Menschheit weitgehendst verloren. Kann doch die Go 

an einem Tag geheilt werden. Die Therapie der Syphilis soll nach den äusserst 

vorsichtig aufzufassenden Berichten in 8 Tagen (250.000 O.E.) beendet sein. 

Die Zukunft wird zeigen, ob diese Behandlung vollständig ist.“ Alternativ dazu 

wurde die Sulfonamidtherapie als bekanntes und erprobtes Mittel gegen Ge-

schlechtskrankheiten dargestellt, bei dem ausdrücklich vor den Nebenwir-

kungen gewarnt wurde.  106 

 Um den Erfolg der Therapie zu prüfen, waren drei Provokationen vorgeschrie-

ben und der Nachweis von 15 negativen Abstrichen. Es gab die chemische, die 

mechanische und die biologische Provokation. Bei der chemischen Provokation 

wurde Lugolsche Lösung, eine Iod-Kaliumiodid-Lösung, in die Harnröhre ein-

geführt. Die mechanische Provokation bestand vor allem aus Massage. Bei der 

104 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. XXX, Hervorhebungen im Original.

105 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. VII.

106 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. XXIII.
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biologischen Provokation kamen Gonokokkenvakzine zum Einsatz. War die 

Therapie erfolgreich, folgten weitere acht Wochen der Nachbeobachtung. In 

diesen acht Wochen sollten weitere drei Provokationen durchgeführt werden.  107 

 Wie neu die Behandlung mit Penicillin war, zeigen die unterschiedlichen Emp-

fehlungen und Vorgaben zur Dosierung und Anwendung des Medikaments, die 

in der SBZ und in den ersten Jahren der DDR herausgegeben wurden.  108 Unter-

schiede finden sich sowohl in der Dosierung als auch im Zeitraum der Anwen-

dung. In Sachsen wurden in den Pflichtkursen zur Gonorrhoetherapie 

200.000 Oxford-Einheiten empfohlen, die alle zwei Stunden intravenös verab-

reicht werden sollten.  109 Hingegen wurden in Berlin einmalig 300.000 Oxford-

Einheiten (öliges Depotpenicillin), einmalig 400.000 Oxford-Einheiten (wäss-

riges Depotpenicillin) oder vier Mal 50.000 Oxford-Einheiten in je dreistündigen 

Abständen vorgeschlagen.  110 Diese unterschiedlichen Vorgaben wurden bis weit 

in die 1950er Jahre stark diskutiert.  111 Dabei drehten sich die Auseinandersetzun-

gen um die Form des verabreichten Penicillins – in wässriger Form oder als De-

pot – sowie um die Art der Behandlung – stationär oder ambulant.  112 Die Debatte 

mündete 1957 in dem Bericht  Neuere   Ergebnisse   auf   dem   Gebiet   der   praktischen   Derma-

tologie , der von Wolfgang Gertler, in dieser Zeit Direktor der Dermatologischen 

Klinik der Karl-Marx-Universität Leipzig, herausgegeben wurde.  113 Darin setzten 

sich Venerologen der gesamten DDR vor allem mit der Behandlung von Ge-

schlechtskrankheiten auseinander. Die Penicillintherapie hatte sich Ende der 

1950er Jahre durchgesetzt. Diskutiert wurden das vermehrte Auftreten von Re-

zidiven sowie die Anzahl der Provokationen zum Nachweis des Therapieerfolgs. 

Während einige Venerologen auf die Provokationen vollkommen verzichten 

wollten, setzen sich vor allem diejenigen Venerologen für die Beibehaltung der 

Provokationen ein, die geschlossene Venerologische Stationen betreuten. So 

plädierte unter anderem Dr. med. Heinz Hering (1917–1998), seit 1950 Direktor 

der Hautklinik Dresden-Friedrichstadt und verantwortlich für die geschlossenen 

Venerologischen Stationen für Männer und Frauen, für eine zeitlich gedehnte 

Hospitalisierung der HwG-Personen, um hinreichend viele Provokationen 

durchführen zu können.  114 Provokationen wurden auch noch in den 1970er Jah-

107 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. VIII.

108 BArch Best. DQ 1. Nr. 4228, unpag. Empfehlungen zur Behandlung von Geschlechtskranken.

109 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. VII.

110  LA   Berlin:  C Rep. 118 – Magistrat von Berlin, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen. Nr. 863: Verordnung zur 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 1955–1956. Vorschläge für Richtlinien zur ambulanten Behandlung 

der Geschlechtskrankheiten, S. 2.

111 Vgl. hier etwa: LA Berlin: C Rep. 118 – Magistrat von Berlin, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen. Nr. 863: Ver-

ordnung zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 1955–1956. Schreiben Linsers an den Magistrat von Berlin.

112 Gertler W (1956) Zur Penicillinbehandlung der Syphilis. Das deutsche Gesundheitswesen. Zeitschrift für Medi-

zin XI, 977–987.

113 Gertler W (1957) Neuere Ergebnisse auf dem Gebiet der praktischen Dermatologie. VEB Verlag Volk und Gesund-

heit Berlin.

114 Hering H (1957) Aktuelle Fragen auf dem Gebiet der Gonorrhoe. In: Gertler W (Hrsg.) Neuere Ergebnisse auf 

dem Gebiet der praktischen Dermatologie. 180–191. VEB Verlag Volk und Gesundheit Berlin.
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ren eingesetzt und galten als Standard zur Prüfung eines Therapieerfolgs, wie 

unter anderem in Gertlers  Systematischer   Dermatologie  beschrieben wird.  115 

 Ziel der im SMAD-Befehl Nr. 30 vorgeschriebenen Ausbildung war eine einheit-

liche Behandlung der Geschlechtskrankheiten unter dem Primat der öffentli-

chen Behandlungsstellen. Alle Ärzte, die künftig in der Venerologie tätig wa-

ren, auch die Fachärzte, sollten den Anforderungen der modernen Diagnostik 

und Therapie von Geschlechtskrankheiten gewachsen sein.  116 Dazu gehörte die 

Behandlung mit dem modernen Penicillin, das die Gonorrhoe innerhalb von 

24 Stunden und die Syphilis innerhalb von 8 Tagen ausheilte. Die Venerologen 

in den Fürsorgeheimen und geschlossenen Venerologischen Stationen waren 

durch die konsequenten Pflichtkurse alle auf einem ähnlich aktuellen Wissens-

stand. Der Einsatz von Penicillin hätte bei ambulanter Anschlussversorgung 

(3 bis 4 Provokationen und 15 Abstriche) die Fürsorgeheime und geschlossenen 

Stationen verzichtbar gemacht, was dazu führt, dass die weiteren Funktionen 

der Fürsorgeheime und geschlossenen Venerologischen Stationen – Isolation, 

Arbeitsdienst und Erziehung – in den Vordergrund treten. Diese drei Funktio-

nen wurden in den Fürsorgeheimen und teilweise in den Venerologischen Sta-

tionen durch die Ausgangssperre, die Überwachung, das strenge Zeitregime, 

die tägliche Arbeit und die pädagogischen Unterweisungen realisiert. Somit 

prägten Isolation, Arbeitsdienst und Erziehung den Alltag in den Einrichtun-

gen, und der Aspekt der ärztlichen Versorgung wurde vernachlässigt. 

3.4  Die „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von 
 Geschlechtskrankheiten“ vom 23. Februar 1961 

 Karl Linser hatte in seiner Funktion als Präsident der Deutschen Zentralverwal-

tung für das Gesundheitswesen in der SBZ (1947–1948) das Vorwort zur Broschü-

re  Die   gesetzlichen   Bestimmungen   zur   Bekämpfung   der   Geschlechtskrankheiten   in   der   sowje-

tischen   Besatzungszone   Deutschlands  geschrieben.  117 Hier lobte der Dermatologe die 

Bestimmungen des SMAD-Befehls Nr. 273 und verteidigte die rigiden Maßnah-

men der Zwangshospitalisierung. Knapp zehn Jahre später ging von Linser eine 

Initiative zur gesetzlichen Neuregelung der Bekämpfung von Geschlechtskrank-

heiten aus. Zu dieser Zeit war er Professor für Dermatologie und Venerologie an 

der Humboldt-Universität zu Berlin und leitete als Direktor die Hautklinik der 

Charité (1950–1962).  118 Linsers Ziel war eine Reform des SMAD-Befehls Nr. 273. 

115 Gertler: Systematische Dermatologie und Grenzgebiete (Anm. 20), S. 1246.

116 Elste: Die SMAD-Befehle 25, 030 und 273 – ihre Bedeutung (Anm. 57), S. 67.

117 Linser K (1948) Vorwort. In: Deutsche Zentralverwaltung für das Gesundheitswesen (Hrsg.) Die gesetzlichen Be-

stimmungen zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands. 

7–12. AG medizinischer Verlage Berlin.

118 Schneck P (2010) Linser, Karl. In: Wer war wer in der DDR? 5. Ausgabe. Bd 1. Ch. Links Verlag Berlin, S. 622; 

Böhm B (1992) Leben und Wirken des Arztes Karl Linser (1895 bis 1976), sein Beitrag zur Entwicklung der Derma-

to-Venerologie und sein Anteil am Wiederaufbau des Gesundheitswesens in der Nachkriegszeit. Diss., Dresden.
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 Der 1895 in Pforzheim geborene Linser hatte in Karlsruhe das Gymnasium be-

sucht, leistete von 1914 bis 1918 im Ersten Weltkrieg Militärdienst und hatte 

von 1918 bis 1922 Humanmedizin an den Universitäten Würzburg und Heidel-

berg studiert.  119 1922 wurde er mit der Dissertation  Ein   Beitrag   zur   Behandlung   von  

 Verengungen   des   Kehlkopfes   und   der   Luftröhre   120 in Heidelberg zum Doktor der Me-

dizin promoviert. Anschließend war er von 1922 bis 1924 als Assistenzarzt an 

der Hautklinik der Universität Tübingen, 1924 in Breslau, 1925 an der Hautkli-

nik der Universität Wien und am St.-Louis-Hospital in Paris 1925/1926 tätig. 

Von 1926 bis 1933 wirkte er als niedergelassener Hautarzt in Dresden.  121 Im Jahr 

1933 übernahm er die Leitung der Abteilung für Hautkrankheiten am Wald-

parkkrankenhaus und an der Kinderpoliklinik des Krankenhauses in Dresden-

Johannstadt. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurde er Chefarzt der 

Hautklinik des Krankenhauses in Dresden-Friedrichstadt. Im April 1947 erhielt 

er einen Ruf als Ordinarius für Dermatovenerologie an die Universität Leipzig. 

Noch im gleichen Jahr folgte die Ernennung zum Präsidenten der Deutschen 

Zentralverwaltung für das Gesundheitswesen in der SBZ. Anschließend wur-

de er Leiter der Hauptabteilung Gesundheitswesen im Ministerium für Arbeit 

und Gesundheitswesen der DDR. Neben seinem Ordinariat an der Humboldt-

Universität zu Berlin und seiner Leitung der Hautklinik der Charité war er seit 

1951 ärztlicher Direktor des Klinikums Berlin-Buch und Chefarzt der zugehö-

rigen Hautklinik. Karl Linser starb 1976 in Berlin.  122 

Abb. 5  Porträt von Karl Linser (1895–1979) 

119 Schneck: Linser, Karl (Anm. 118).

120 Linser K (1922) Ein Beitrag zur Behandlung von Verengungen des Kehlkopfes und der Luftröhre. Med. Diss., 

Heidelberg.

121 Schneck: Linser, Karl (Anm. 118).

122 Schneck: Linser, Karl (Anm. 118).
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 Linsers Argument für die Reformierung des SMAD-Befehls Nr. 273 lautete, dass 

sich die Situation auf dem Gebiet der Bekämpfung von Geschlechtskrankhei-

ten seit Ende des Zweiten Weltkriegs geändert hätte und die harte SMAD-Ver-

ordnung überflüssig wäre.  123 In mehreren Briefen wandte sich Linser an den 

Magistrat von Berlin, das Landesgesundheitsamt und weitere Stellen, um 

seine Idee voranzubringen. Linsers Reformvorschlag basierte im Wesentlichen 

auf dem bislang gültigen SMAD-Befehl Nr. 273. Dies geht aus einem Entwurf 

von Linser für die neue Verordnung hervor. Sein Konzept war eine schreibma-

schinengeschriebene Version der bestehenden Verordnung, in der er einzelne 

Passagen gestrichen bzw. mit Anmerkungen versehen hatte.  124 Abschaffen 

wollte Linser unter anderem Teile der §§ 8 und 9, in denen es um die Behand-

lung von Minderjährigen (§ 8) und die Meldepflicht des Arztes geht (§ 9).  125 Mit 

der Streichung von § 9 plädierte er gegen die namentliche Meldung von ge-

schlechtskranken Personen, die er wenige Jahre zuvor noch befürwortet hat-

te.  126 Weitere Liberalisierungen im Reformvorschlag von Linser sind nicht er-

kennbar. Erhalten bleiben sollten die Gefängnisstrafen und die Geldstrafen 

für Ärzte bei Zuwiderhandlung ihrer Pflichten und Bestand hatten nach wie 

vor die Rechte der Gesundheitsämter. Vor allem aber sollte sich nichts an der 

zwangsweisen Unterbringung in geschlossenen Venerologischen Stationen 

ändern. Neben der regen Korrespondenz mit Verwaltungsstellen von Berlin 

veröffentlichte Linser seine Reformvorschläge auch in dermatologischen Fach-

zeitschriften.  127 Trotz des breit angelegten Bemühens, Zustimmung für seine 

Reformvorschläge zu erhalten, fielen die Reaktionen gemischt aus. Während 

das Landesgesundheitsamt die Reform begrüßte, signalisierte die Rechtsab-

teilung des Berliner Magistrats, dass die bisherigen Verordnungen weiterhin 

Gültigkeit hätten. Zudem hatte das Gesundheitsministerium auf Anfrage sei-

ne Zustimmung verweigert.  128  

 Erst Anfang der 1960er Jahre wurde der SMAD-Befehl Nr. 273 durch eine Ver-

ordnung der DDR-Regierung außer Kraft gesetzt.  129 Diese „Verordnung zur Ver-

hütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten“  130 hatte ab 23. Februar 

123 LA Berlin: C Rep. 118 – Magistrat von Berlin, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen. Nr. 863: Verordnung zur 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 1955–1956. Schreiben Linsers an den Magistrat von Berlin. 

124 LA Berlin: C Rep. 118 – Magistrat von Berlin, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen. Nr. 863: Verordnung zur 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 1955–1956. Verordnung zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 

Bl. 56–67.

125 LA Berlin: C Rep. 118 – Magistrat von Berlin, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen. Nr. 863: Verordnung 

(Anm. 123).

126 Vgl. Linser: Vorwort (Anm. 117), S. 10.

127 Linser K (1956) Grundsätzliches über die neue Verordnung zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. Das 

deutsche Gesundheitswesen. Zeitschrift für Medizin XI, 969–977.

128 LA Berlin: C Rep. 118 – Magistrat von Berlin, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen. Nr. 863: Verordnung zur 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 1955–1956. Gutachten der Rechtsabteilung des Berliner Magistrats 

zur Frage, ob Berlin eine neue Verordnung zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten benötigt.

129 Willing M (2008) „Sozialistische Wohlfahrt“. Die staatliche Sozialfürsorge in der Sowjetischen Besatzungszone 

und der DDR (1945–1990). Mohr Siebeck Tübingen, S. 254.

130 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23).
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1961 Gültigkeit und regelte detailliert alle in der DDR zu ergreifenden Maßnah-

men bei Geschlechtskrankheiten. Mit der neuen Verordnung wurden einige 

der rigiden Bestimmungen des SMAD-Befehls Nr. 273 liberalisiert.  131 Hinter-

grund hierfür waren mehrere Entwicklungen: Zum einen war die Anwendung 

von Penicillin bei der Versorgung Geschlechtskranker seit vielen Jahren eine 

etablierte Therapie. Seit Mitte der 1940er Jahre konnte beispielsweise die Go-

norrhoe durch den Einsatz von Penicillin innerhalb von wenigen Stunden be-

handelt werden.  132 So finden sich ab 1947 diverse Schreiben an das Jugend- und 

Fürsorgeamt Halle (Saale), in denen um die Kostenübernahme für die Behand-

lung von Geschlechtskranken mit Penicillin gebeten wird.  133 Diese Schreiben 

waren meist mit den Namen der Patienten versehen und kamen aus den Ein-

richtungen, in denen die Geschlechtskranken betreut wurden. Spätestens seit 

Mitte der 1950er Jahre war das Penicillin auch zur Therapie der Syphilis erprobt 

und etabliert.  134 Diese Therapieform führte zu einem Absinken der Infektions-

raten, sodass seit Mitte der 1950er Jahre die allgemeine Gefährdung der Bevöl-

kerung nicht mehr als gravierend eingeschätzt wurde. Darüber hinaus zeich-

nete sich im gleichen Zeitraum mehr und mehr ab, dass Ärzte die Praxis der 

namentlichen Meldung von Infektionsquellen bei Geschlechtskrankheiten an 

die Gesundheitsämter infrage stellten. Alternativ diagnostizierten einige Ärz-

te eine „eitrige Hauterkrankung“, welche nicht den Gesundheitsämtern ge-

meldet werden musste, aber ebenfalls mit Penicillin behandelt werden konnte. 

Auf diese Weise konnten sie die namentliche Meldung umgehen. Gründe für 

dieses Vorgehen waren einerseits ein verbessertes Patient-Arzt-Verhältnis – 

Schutzbedürfnis der Patienten vor beruflicher Benachteiligung und Diffamie-

rung – sowie andererseits die Bestechlichkeit einiger Ärzte.  135 

 In der „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrank-

heiten“ waren Stillvorschriften ebenso geregelt wie besondere Untersuchun-

gen bei Schwangeren. In § 2 wurde festgelegt, wer als geschlechtskrank galt 

und unter die Bestimmungen der Verordnung fiel: „Geschlechtskrankheiten 

entsprechend dieser Verordnung sind die übertragbare (infektiöse) Syphilis 

(Lues venerea), die akute und die chronische Form des Trippers (Gonorrhoe), 

der weiche Schanker (Ulcus molle) und die Frühform der venerischen Lymph-

knotenentzündung (Lymphopathia venerea).“  136 Diese Personen wurden nicht 

mehr namentlich an die Gesundheitsbehörden gemeldet, wie es der SMAD-

Befehl Nr. 273 vorsah. Vielmehr wurde die namentliche Meldung durch eine 

chiffrierte Erfassung ersetzt (§ 17).  137 Die Chiffrierung setzte sich aus den An-

fangsbuchstaben des Vor- und Zunamens sowie der Angabe des Geschlechts 

131 Falck: VEB Bordell. Geschichte der Prostitution (Anm. 71), S. 73.

132 Von Begg-Albensberg: Bericht über den 6. Pflichtkursus (Anm. 94), S. XXIII.

133 StAH: A 2.23 Jugend- und Fürsorgeamt Nr. 106. Bd. 1. Behandlung geschlechtskranker Personen (1928–1950).

134 Falck: VEB Bordell. Geschichte der Prostitution (Anm. 71), S. 74.

135 Falck: VEB Bordell. Geschichte der Prostitution (Anm. 71), S. 74.

136 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 85.

137 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 87.
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und des Geburtsdatums zusammen. Die Daten wurden von den Gesundheits-

ämtern für statistische Auswertungen verwendet.  138 

 Dennoch waren die geschlechtskranken Personen bzw. Krankheitsverdächti-

gen in § 10 verpflichtet, bei der Identifizierung von Infektionsquellen mitzu-

arbeiten. Sie sollten beim behandelnden Arzt angeben, wer sie angesteckt und 

wen sie angesteckt haben könnten. Darüber hinaus regelte der § 9 ein Verbot 

des Geschlechtsverkehrs: „Der Geschlechtsverkehr und geschlechtsverkehrs-

ähnliche Handlungen sind den Personen gemäß § 3 verboten. Der Geschlechts-

verkehr darf erst nach Erklärung der ärztlichen Unbedenklichkeit wieder aus-

geführt werden. Die Kenntnisnahme der Erklärung ist dem Arzt durch Unter-

schrift zu bestätigen.“  139 Als Kranke und Krankheitsverdächtige wurden ge-

mäß § 3 Personen verstanden, „a) bei denen sich Krankheitserscheinungen 

finden, die bei Geschlechtskrankheiten vorkommen, b) die nach den Umstän-

den von einem Geschlechtskranken angesteckt sein oder einen anderen mit 

einer Geschlechtskrankheit angesteckt haben können“. Als dringend krank-

heitsverdächtig galten Personen, die „a) wiederholt andere mit einer Ge-

schlechtskrankheit angesteckt haben, b) häufig wechselnden Geschlechtsver-

kehr haben oder häufig wechselnd geschlechtsverkehrsähnliche Handlungen 

mit anderen Personen vornehmen“.  140 

 Eine besondere Einwilligungspflicht zur ärztlichen Behandlung wurde nur 

bei bestimmten medizinischen Eingriffen gefordert (§ 8).  141 Stattdessen kann-

te die Verordnung ebenso wie der SMAD-Befehl Nr. 273 die zwangsweise An-

ordnung der Untersuchung und Behandlung bzw. die Einweisung in eine ge-

schlossene Station. Diese Möglichkeiten wurden in § 20 geregelt, der ein mehr-

stufiges Verfahren vorsah. Erst am Ende dieses Verfahrens stand bei Missach-

tung der Anordnungen die Einweisung in eine geschlossene Venerologische 

Station: „(1) Der Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, 

kann die Untersuchung oder Behandlung in einer bestimmten Behandlungs-

stelle oder den Nachweis der Untersuchung oder der Behandlung durch einen 

vom Patienten zu wählenden berechtigten Arzt befristet verlangen, wenn der 

Geschlechtskranke oder Krankheitsverdächtige a) eine erforderliche ärztliche 

Anweisung nicht befolgt, b) sich der ärztlichen Untersuchung, Behandlung 

oder Nachuntersuchung entzieht, c) entgegen dem Verbot Geschlechtsverkehr 

oder geschlechtsverkehrsähnliche Handlungen mit anderen Personen ausübt, 

d) der Überweisung in ein Krankenhaus nicht Folge leistet. (2) Wer sich der 

angeordneten Untersuchung oder Behandlung entzieht, kann vom Rat des 

Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, zu stationärer Untersu-

chung oder Behandlung untergebracht werden. (3) Wird dieser Maßnahme 

nicht nachgekommen, so kann durch den Rat des Kreises, Abteilung Gesund-

138 Falck: VEB Bordell. Geschichte der Prostitution (Anm. 71), S. 74.

139 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 86.

140 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 85.

141 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 86.
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heits- und Sozialwesen, die Unterbringung in einer geschlossenen Abteilung 

für Geschlechtskranke verfügt werden. (4) Der Rat des Kreises, Abteilung Ge-

sundheits- und Sozialwesen, hat die Unterbringung aufzuheben, sobald ihr 

Zweck erreicht ist. Die Voraussetzungen zur Aufhebung der Unterbringung 

sind vom Leiter der geschlossenen Abteilung für Geschlechtskranke und vom 

Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, ständig zu über-

prüfen.“  142 

 Darüber hinaus kannte die Verordnung eine Gruppe von Personen, die als 

„dringend krankheitsverdächtig“ galt. Nach § 3, Abs. 3 wurden hierunter Per-

sonen verstanden, die „a) wiederholt andere mit einer Geschlechtskrankheit 

angesteckt haben, b) häufig wechselnden Geschlechtsverkehr haben oder häu-

fig wechselnd geschlechtsverkehrsähnliche Handlungen mit anderen Perso-

nen vornehmen“.  143 Für diese Personen sah die Verordnung Sonderregelungen 

vor. Nach § 18 mussten alle dringend krankheitsverdächtigen Personen grund-

sätzlich namentlich gemeldet werden.  144 Wichtiger war jedoch der § 22. Dieser 

war speziell für „dringend Krankheitsverdächtige“ vorgesehen und diente im 

Rahmen der Einweisungspraxis in die geschlossenen Venerologischen Statio-

nen häufig als Begründung für die sofortige Zwangseinweisung. Der § 22 re-

gelte Fragen zur Feststellung der Personalien und der Unterbringung in ge-

schlossenen Venerologischen Stationen: „(1) Der Rat des Kreises, Abteilung 

Gesundheits- und Sozialwesen, oder dessen Beauftragte können bei den Per-

sonen, die als dringend krankheitsverdächtig anzusehen sind (§ 3 Abs. 3), so-

fort die Personalien feststellen und die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 

über den Gesundheitszustand verlangen. (2) Der Rat des Kreises, Abteilung 

Gesundheits- und Sozialwesen, kann von dringend krankheitsverdächtigen 

Personen eine ärztliche Untersuchung zur Feststellung von Geschlechtskrank-

heiten verlangen. Er kann den dringend Krankheitsverdächtigen an eine staat-

liche Untersuchungs- und Behandlungsstelle verweisen und diese mit der 

Untersuchung beauftragen. Untersuchungen zur Feststellung des Gesund-

heitszustandes können wiederholt verlangt werden. (3) Im Krankheitsfalle 

hat der Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, dringend 

krankheitsverdächtige Personen in einer staatlichen stationären Behand-

lungsstelle unterzubringen. Bei Nichtbefolgung dieser Maßnahme oder bei 

Verdacht, daß dieser nicht Folge geleistet wird, ist die Unterbringung in eine 

geschlossene Abteilung für Geschlechtskranke zu verfügen. (4) Für die Been-

digung der Unterbringung gelten die Bestimmungen des § 20 Abs. 4.“  145  

 Zur Durchsetzung der Verfügungen konnte nach § 27 polizeiliche Amtshilfe 

angefordert werden. So sollte die Polizei etwa bei dringend krankheitsverdäch-

tigen Personen die Personalien feststellen, Kranke oder Krankheitsverdächti-

142 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 87.

143 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 85.

144 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 87.

145 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 88.
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ge der ärztlichen Untersuchung oder Behandlung zuführen oder Personen 

aufgreifen, die eine ärztliche Untersuchung nicht befolgt hatten. Diese Amts-

hilfe war an die Voraussetzung gebunden, „daß die mit der Durchführung der 

Maßnahmen Beauftragten mit Gewalt bedroht oder tätlich angegriffen wer-

den könnten“.  146 

 Die Regelungen der „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Ge-

schlechtskrankheiten“ wiesen eine neue Form des Umgangs mit geschlechts-

kranken Personen auf. Wer sich zum ersten Mal infizierte, sollte nicht mehr 

namentlich gemeldet werden. Stattdessen wurde die chiffrierte Weitergabe 

von Personendaten für die statistische Ausarbeitung in der Verordnung fest-

geschrieben. Auch die drastischen Strafen, die im SMAD-Befehl Nr. 273 ver-

ankert waren, wurden gemildert oder teilweise ganz gestrichen. Gleichzeitig 

knüpfte die Verordnung an grundsätzliche Normen des vorhergehenden SMAD-

Befehls an. So konnten „dringend Krankheitsverdächtige“, also Personen, die 

unter dem Verdacht standen, häufig den Geschlechtspartner zu wechseln, 

nach § 22 sofort in eine geschlossene Einrichtung gebracht werden. Gerade 

diese Bestimmung bot viel Interpretationsspielraum für die Einweisenden – 

etwa die Organe der Volkspolizei, die nach § 27 bei der Festsetzung „dringend 

Krankheitsverdächtiger“ mitwirken sollten. Auch alle anderen Geschlechts-

kranken konnten am Ende eines mehrstufigen Verfahrens in eine geschlosse-

ne Abteilung zwangseingewiesen werden. 

146 Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten (Anm. 23), S. 88.
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Abb. 6  Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, Teil II, Berlin 1961, 

„Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten“ 



39

3.4 Die „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von  Geschlechtskrankheiten“ 

vom 23. Februar 1961

Fortsetzung von Abb. 6  Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, Teil II, 

Berlin 1961, „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von 

Geschlechtskrankheiten“ 

3



40

3 Von den geschlossenen Fürsorgeheimen für Geschlechtskranke in der SBZ 

zu den geschlossenen Venerologischen Stationen in der DDR

Fortsetzung von Abb. 6  Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, Teil II, 

Berlin 1961, „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von 

Geschlechtskrankheiten“ 



41

3.4 Die „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von  Geschlechtskrankheiten“ 

vom 23. Februar 1961

Fortsetzung von Abb. 6  Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, Teil II, 

Berlin 1961, „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von 

Geschlechtskrankheiten“ 

3



42

3 Von den geschlossenen Fürsorgeheimen für Geschlechtskranke in der SBZ 

zu den geschlossenen Venerologischen Stationen in der DDR

Fortsetzung von Abb. 6  Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik, Teil II, 

Berlin 1961, „Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von 

Geschlechtskrankheiten“ 


